
Tagesordnungspunkt 13

Entlastung der Gemeinden an der B 170 von Schwerlastverkehr im Transit Deutschland/Tschechien

Drucksache 4/0062, Antrag der Fraktion der PDS
Die Fraktionen können dazu Stellung nehmen. In der Reihenfolge beginnt die Antragstellerin, die PDS-Fraktion.

Katja Kipping, PDS: Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Als wir auf der letzten Sitzung des alten Landtages das Problem B 170 besprachen, haben wir uns zwar in sehr vielen Detailfragen gestritten, aber in einem Punkt waren wir uns fraktionsübergreifend einig: nämlich, dass die Situation für die Anwohnerinnen und Anwohner entlang der B 170 eine Zumutung ist und deshalb das Problem der Lkw-Lawine auf der B 170 im Weißeritzkreis einer dringenden Lösung bedarf.


(Vereinzelt Beifall bei der PDS)

Seit Jahren ist bekannt, dass die zunehmende Zahl der Lkws – inzwischen zählen die Zollstationen bis zu 3 000 Lkws pro Tag – mit der Nebenfolge Lärm und Abgase die Lebensqualität und Gesundheit für Anwohner, aber auch für Touristen extrem beeinflussen. Wir haben schon oft darüber gesprochen, dass sich diese Situation auch wirtschaftlich negativ auf die Tourismusbranche im Weißeritzkreis auswirkt, die ein sehr naturnaher Tourismusbereich ist und in der im Übrigen sogar 2 500 Arbeitskräfte ihr Brot verdienen.

Als es nach dem 1. Mai, nach der EU-Osterweiterung, noch einmal zu einem ganz deutlichen Anstieg des Lkw-Aufkommens kam, sprach man dort von Umsatzeinbrüchen von bis zu 30 %. Das Schlimme ist, dass sich, seitdem wir das letzte Mal hier diskutiert haben, die Situation mitnichten verbessert hat und anstelle einer Verbesserung sogar mit einer Verschlechterung zu rechnen ist. Der Wintereinbruch ist sozusagen im Gange. Das erhöht die Unfallgefahr und die Gefahr von Rückstau und anderem. Mit dem Anschluss des Autobahnzubringers in Bannewitz droht noch einmal ein Anstieg der Lkw-Lawine; Fachleute rechnen jetzt mit bis zu 5 000 Lkw pro Tag. Wir werden morgen noch ausführlich über die neuen Grenzwerte für Feinstaub reden. Wenn aber am 1. Januar 2005 die neuen Grenzwerte für Feinstaub gelten, wird ohnehin entlang der B 170 noch einmal ein ganz anderer Handlungsbedarf entstehen – schon von Rechts wegen. Die Bürgerinitiative prüft nicht ohne Grund bereits jetzt eine Klage.

Ich kann von unserer Seite nur sagen: Soweit es in unseren Kräften steht, werden wir natürlich die Leute vor Ort unterstützen. Gerade angesichts dieser neuen Rechtslage meinen wir als PDS-Fraktion: Es lohnt sich, hier noch einmal über das Thema „Nachtfahrverbot für schwere Lkws“ zu diskutieren. Ich weiß, es gibt da juristische Bedenken, aber wir haben auch immer wieder darüber gesprochen, dass die Flut gezeigt hat: Es gibt mögliche Umleitungsstrecken. Diese sind natürlich weiträumiger, aber sie sind auf jeden Fall möglich. Frau Raatz hat aus gutem Grund immer wieder gesagt, als wir über dieses Thema diskutiert haben, man will endlich einmal nicht hören, was nicht geht, sondern die Situation vor Ort ist so schlimm geworden, dass wir endlich einmal vonseiten des Ministeriums hören wollen, was denn jetzt ginge, um die Probleme vor Ort zu beheben.


(Vereinzelt Beifall bei der PDS)

Weiterhin schlagen wir als PDS-Fraktion vor, dass Kontingente eingeführt werden. Tausend Brummis pro Tag – das ist einfach genug für die Leute. Und, wie gesagt, ich verweise noch einmal auf die Erfahrungen aus der Flut: Umleitungen sind einfach machbar.

Ein sehr großes Problem bei diesem Thema war immer die Frage der Zuständigkeiten. Das sind zum einen internationale Regelungen. Bei vielen verkehrsrechtlichen Fragen war es immer ein Pingpong-Spiel: Ist das Landratsamt zuständig? Bedarf es noch der Zustimmung der obersten Straßenverkehrsbehörde, muss also hier das Ministerium an den Tisch? Und hin und her. Ich finde, mit diesen Unsicherheiten muss Schluss sein. Dieses Pingpong-Spiel bei den Verantwortlichkeiten muss aufhören. Deswegen schlagen wir in unserem Antrag vor, einen Stab einzurichten, bei dem alle Verantwortlichen an einem Tisch sitzen, die Sache klären und an einem Strang ziehen.

In den letzten Landtagsdebatten zu diesem Thema haben wir häufig ein Schwarzer-Peter-Spiel erlebt: Die CDU appellierte an den Bund, die SPD verteidigte pflichtgemäß den Bund und griff dafür die Staatsregierung an. Ich hoffe, dass nun mit diesem Schwarzer-Peter-Spiel Schluss ist und wir in puncto B 170 an einem Strang ziehen können. Frau Dr. Raatz, Sie haben uns damals im letzten Tagesordnungspunkt des alten Landtages alle davor gewarnt, es in dieser Frage dem alten Herrn Kohl gleichzutun, der die Probleme meist ausgesessen hat. Zwei Jahre Aussitzen ist die schlechteste Lösung für die Leute vor Ort. Deshalb meine ich: Mit Blick auf die Situation vor Ort, vor allen Dingen auch mit Blick auf die drohenden Verschlechterungen, können wir es uns einfach nicht leisten, das Problem auszusitzen, sondern wir müssen es in Angriff nehmen.

Danke.


(Beifall bei der PDS)

1. Vizepräsidentin Regina Schulz: In der Aussprache hat als Nächstes die CDU-Fraktion das Wort. Herr Hamburger, bitte.

Georg Hamburger, CDU: Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Das Thema B 170 hat uns schon mehrfach hier im Plenum beschäftigt. Wir befassen uns heute erneut damit, allerdings ohne neuen Sachverhalt. Frau Kollegin Kipping, Neues haben Sie im Grunde dazu nicht geboten. Dazu einmal kurz die Eckdaten. Die verkehrstechnischen Fakten sind: Der Verkehr nimmt seit der EU-Erweiterung zu – besonders auf der B 170. Zweiter Fakt: Die B 170 ist eine europäische Verkehrsader und liegt im paneuropäischen Korridor nach Prag und Budapest.


(Prof. Dr. Peter Porsch, PDS: Und Wien!)

– Auch nach Wien, Herr Porsch, wenn Sie Wert darauf legen, selbstverständlich. – Auch der Ausbaustandard entspricht den Anforderungen an eine Europastraße. Wie gesagt, alles nichts Neues.

Das Problem dieser Situation ist: Die Belastung der Menschen längs der B 170 ist am Rande des Erträglichen. Daneben besteht die Rechtslage: Bei gegebenem Ausbaustandard einer Straße ist der Verkehr uneingeschränkt zu gestatten. Verkehrsrechtliche Anordnungen verfügt nach § 45 des Straßengesetzes die untere Verkehrsbehörde nur an drei Bedingungen geknüpft: erstens, wenn eine temporäre unzumutbare Situation das begründet, zweitens, wenn eine Befristung der Maßnahme vorgegeben, also das Ende beschrieben wird, und drittens, wenn eine Alternative der Verkehrsführung angeboten wird. Alle Maßnahmen mit dem Charakter einer Sperrung oder einer Herabstufung sind unzulässig. Das, verehrte Damen und Herren, sind die Eckdaten.

Abhilfe des Problems durch verkehrsrechtliche Anordnungen ist also aus rechtlichen und wirtschaftspolitischen Gründen nicht möglich. Eine Verkehrsreduzierung durch Verbote führt nicht zum Ziel, sie ist ungeeignet. Zudem trifft ein Verbot auch die regionale Wirtschaft; auch das muss bedacht sein. Im Übrigen: An einer europäischen Verkehrsachse zu liegen ist auch vorteilhaft für ein Land.

Verkehrsreduzierung durch attraktive Alternativangebote, das ist der praktikable Weg, also nicht Verbote, sondern andere Angebote. Darüber haben wir auch mehrfach gesprochen. Als Möglichkeiten für solche Angebote erkenne ich – auch das alles ist nicht neu – erstens die schnellstmögliche Fertigstellung der A 17, zweitens die Ertüchtigung weiterer Grenzübergänge für den Schwerlastverkehr – diese sind mehrfach genannt worden –, drittens weitere Grenzübergänge für den Lkw-Verkehr ab 3,5 Tonnen zu öffnen. Das würde zumindest auch bei den kleineren Lkws eine Entlastung bringen.

Nach Wegfall der Personenkontrollen, also nach dem Beitritt zum Schengener Abkommen etwa 2007/2008, sind etwa zehn weitere Grenzübergänge möglich. Soweit ich informiert bin, steht die kurzfristige Öffnung der Grenzübergänge Johanngeorgenstadt und Bärenstein bevor. Sobald die Grenzübergänge ertüchtigt und die erforderlichen diplomatischen Noten ausgetauscht sind, kann dies geschehen.

Viertens – das möchte ich hier nicht unerwähnt lassen – müssen wir prüfen, ob eine stärkere Nutzung der Schienenkapazitäten im Fernverkehr gelingen kann. Nicht die „RoLa“, sie ist finanziell nicht vertretbar und sie ist den Lkw-Fahrern auch nicht aufzuzwingen; nicht die „RoLa“ über wenige Kilometer, sondern der Fernverkehr über mehrere hundert Kilometer.

Schienengüterverkehr kann bei großen Entfernungen rentabel sein. Wir hatten hier im Hohen Haus eine Anhörung, in der der Vertreter der Deutschen Bahn über eine Güterfernstrecke von Hamburg nach Budapest geredet hat. Er sagte, diese Strecke sei rentabel, und er lehnte es damals ab, über einen Zwischenhalt in Dresden zu sprechen. Das ist, glaube ich, die Stelle, an der man mit der Deutschen Bahn noch einmal reden muss. Wir müssen bei der Bahn darauf hinwirken, dass das Güterverkehrsangebot auch zu kürzeren Strecken führt. Das allerdings ist kurzfristig nicht möglich.

Die PDS fordert in ihrem Antrag nun eine tägliche Kontingentierung der Anzahl der schweren Lkws, eine Videoüberwachung von Stau- und Gefahrenschwerpunkten und ein Nachtfahrverbot für schwere Lkws.

Für eine Limitierung der Verkehrsmenge auf 1 000 Lkws nach Gutdünken fehlt jegliche Rechtsgrundlage, vom organisatorischen Aufwand möchte ich jetzt gar nicht reden. Dieser Wunschtraum muss unerfüllt bleiben. Auch seine Verwirklichung würde die regionale Wirtschaft treffen, die dann die großräumige Umgehung fahren müsste. Das geht nicht. Im Übrigen darf ich Ihnen sagen, dass von der Stadt Crimmitschau – das ist in der Nähe, wo ich wohne – zur Autobahn eine Straße führt, in der täglich etwa 1 600 schwere Lkws fahren. Diese würden dann über kurz oder lang auch in dieses Limit von 1 000 Lkws führen, nämlich indem man eine Folgewirkung induziert. Kollegin Kipping, wir würden, wenn das überhaupt ginge, das totale Chaos im Land produzieren. Das geht nicht.

Zu den Videoüberwachungen: Videoüberwachungen von Verkehrsschwerpunkten sollen Staus vermeiden, indem bei Problemen auf Alternativen hingewiesen wird. Lassen Sie es sich noch einmal sagen: Zur B 170 gibt es keine vernünftige Alternative, jedenfalls zurzeit nicht. Im Übrigen: Das Problem der B 170 ist nicht der Stau, sondern ist die gleichmäßig hohe Verkehrsbelastung über 24 Stunden. Also ist dieser Vorschlag nicht zielführend.

Ein Nachtfahrverbot – Frau Kollegin Kipping, wir haben es hier schon sehr oft diskutiert – ist mangels einer Alternative im Fahren auch nicht durchsetzbar. Wir haben es oft diskutiert. Stellen Sie sich vor, Sie würden ein Nachtfahrverbot einführen können! Wissen Sie, wie viel Lkws dann in Dresden bis zum nächsten Morgen herumstehen würden? Dann beantragen Sie die nächste Debatte, weil Dresden verstopft ist.


(Zuruf des Abg. Prof. Dr. Peter Porsch, PDS)

Also, das alles ist, glaube ich, auch keine gute Politik. Die einzige nachhaltige Hilfe in Bezug auf die B 170 ist und bleibt die Erweiterung der Straßenkapazität. Wir müssen alles dafür tun, dass diese Kapazitätserweiterung so schnell wie möglich geschaffen wird. Eine andere so genannte große Lösung gibt es einfach nicht. Ich glaube, es gehört auch zur Ehrlichkeit in der Politik, dies deutlich anzusprechen.

Es ist unsere Aufgabe, trotzdem alles zu tun, trotzdem alles Mögliche zu überlegen und zu veranlassen – und sei es auch noch so klein –, Entlastungswirkungen zu erreichen oder, wie man es anders sagen kann, die so genannten ganz kleinen Stellschrauben zu suchen. Da sind wir in der Nähe Ihres Vorschlages im zweiten Teil Ihres Antrags. Es müssen das Land, die untere Verkehrsbehörde, die Anrainergemeinden, auch der Bund und auch die tschechischen Institutionen durchaus hinzugezogen werden.

Zu Punkt 1 des Antrages: Diesen Punkt lehnen wir ab. Denn ich glaube, die darin suggerierte Hilfe ist so einfach nicht möglich.

Zu Punkt 2 Ihres Antrages: Sie wollen einen Stab zur Abarbeitung der bereits gemachten Vorschläge. Dann reden wir wieder über „RoLa“, über Nachtfahrverbot, über Tonnagebegrenzung und all das, was wir schon hatten. Ich glaube, das wäre ein Stab mit einer rückwärts gewandten Aufgabenstellung, der im Grunde nichts weiter bewirken würde. Das ist nicht zielführend.

Wir brauchen keinen Stab zur Abarbeitung rechtlich zweifelhafter Vorschläge, sondern wir brauchen eine Arbeitsgruppe zur Lösungssuche nach rechtlich beständigen und nachhaltigen Möglichkeiten, insbesondere im Zusammenhang mit der künftigen Inbetriebnahme der A 17. Diese Arbeitsgemeinschaft bedarf der verbindlichen Mitwirkung des Bundes und der tschechischen Institutionen ebenso wie des Landes und der Kommunen – eben um diese so genannten kleinen Stellschrauben dennoch zu finden. Zumindest unter Technikern ist bekannt, meine Damen und Herren, dass der unbedingte Wille zur Lösung in einem richtig zusammengesetzten Team auch zunächst unmöglich scheinende kleine Lösungen bewirken kann.

Fazit: Wir lehnen den ersten Teil Ihres Antrages ab. Zu dem zweiten Teil des Antrags werden wir einen Änderungsantrag in dem eben beschriebenen Sinn noch einbringen.

Vielen Dank.


(Beifall bei der CDU)

1. Vizepräsidentin Regina Schulz: In der Aussprache erhält die SPD-Fraktion das Wort. Frau Dr. Raatz, bitte.

Dr. Simone Raatz, SPD: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Mein Vorredner, Herr Hamburger, hat an sich schon einiges gesagt, was wir als SPD auch mittragen.


(Oh! bei der PDS – Prof. Dr. Peter Porsch, PDS: Das habe ich noch nie von Ihnen gehört!)

Frau Kipping hat darauf hingewiesen, dass wir im letzten Plenum der vergangenen Legislaturperiode das Thema B 170 auf der Tagesordnung hatten. Ich gebe Frau Kipping vollkommen Recht, dass die Situation an der B 170 zurzeit eine Zumutung ist – und das nicht nur in den letzten Tagen, sondern seit Wochen, Monaten und, man kann sagen, seit Jahren. Dieses Problem müssen wir angehen und da muss man auch endlich etwas tun. Darum ist es richtig, Frau Kipping, dieses Thema heute auf die Tagesordnung zu setzen.

Die Vorschläge aus Ihrem Antrag wurden zum Teil schon diskutiert. Wir hatten im Juni dieses Jahres auch einige Vorschläge unterbreitet, ich will sie noch einmal erwähnen:

Erstens haben wir gefordert, den Betrieb der Rollenden Landstraße Dresden – Lovosice bis zur Fertigstellung der Erzgebirgsquerung der A 17 aufrechtzuerhalten. Die zweite Forderung war, ein Nachtfahrverbot – Frau Kipping hat es schon angesprochen – auf der B 170 zu verhängen. Dieses haben wir mit einer relativ interessanten Aktion auf der B 170 noch einmal deutlich zu machen versucht. Wir haben als SPD-Fraktion dort Liegen aufgestellt und darauf hingewiesen, wie schwierig es eigentlich ist, in der Nacht als Anwohner dort Ruhe zu finden.

Unsere dritte Forderung war, eine Gesamtkonzeption für den grenzüberschreitenden Schwerlastverkehr zwischen Sachsen und Tschechien zu erarbeiten, die die Befreiung der B 170 vom vorgenannten Verkehr nach der Inbetriebnahme der A 17 ermöglicht.

Diese dritte Forderung findet sich im PDS-Antrag im zweiten Teil wieder. Aber auch die beiden anderen Forderungen waren vernünftig.

Wie ist der Ist-Stand? Herr Hamburger hat gesagt, dass sich nicht viel verändert hat. Aber es hat sich doch einiges verändert. Denn ein halbes Jahr nach unserer Debatte können wir feststellen, dass es die Rollende Landstraße nicht mehr gibt, die Betreibergesellschaft abgewickelt wurde und leider ein Nachtfahrverbot bisher nicht existiert. Warum das so ist, haben wir im letzten Plenum diskutiert. Die rechtlichen Bedenken wurden auch hier wieder deutlich.

Man muss ganz ehrlich sagen, dass eine Reaktivierung der Rollenden Landstraße unter den heutigen Gegebenheiten einen enormen Aufwand bedeuten würde und mit großen wirtschaftlichen Risiken verbunden wäre. Ich denke allerdings auch heute noch, dass wir die Schließung der Rollenden Landstraße kritisch sehen müssen und sie zum damaligen Zeitpunkt nicht richtig war. Aber sie ist eine Tatsache. An dieser Tatsache – so denke ich – orientiert sich auch der PDS-Antrag. Denn der Begriff Rollende Landstraße taucht im Antragstext nur noch in Klammern auf. Frau Kipping ist in ihrem Redebeitrag auch nicht weiter darauf eingegangen.

Mit der Rollenden Landstraße ist leider auch die Ausweichstrecke verloren gegangen, die für die rechtliche Durchsetzung eines Nachtfahrverbotes auf der B 170 in den letzten Debatten immer hergehalten hat und sicherlich auch als Alternativvariante in einem rechtlichen Streit Berücksichtigung gefunden hätte.

Im Juni dieses Jahres hätten wir uns im Interesse der Menschen auf einen Rechtsstreit eingelassen, ob die Rollende Landstraße eine zumutbare Ausweichstrecke für eine Bundesstraße ist, was immer wieder kritisiert und negiert wurde. Aber ich denke, heute macht es keinen Sinn mehr, über den Ausgang dieses Verfahrens zu spekulieren.

Damit ist nur noch der dritte Punkt unseres damaligen Antrages aktuell. Darum findet er sich, auch als Punkt 3, in dem Änderungsantrag von SPD und CDU wieder. Ich denke, er deckt sich auch teilweise mit den Forderungen, die Sie, Frau Kipping, hier gestellt haben.

Im vorliegenden Antrag hat die PDS weitere konkrete Schritte vorgeschlagen, wie die Belastungen für die Anwohner der B 170 abgemindert werden können. Diese Vorschläge gehören natürlich auf den Prüfstand und müssen diskutiert werden.

Aber ich denke genau so wie Herr Hamburger, liebe Kolleginnen und Kollegen von der PDS. Diese geforderte Kontingentierung ist praktisch so gut wie nicht durchsetzbar. Vor dem Hintergrund, dass die Alternativroute fehlt und es keine Ausweichstraße in der Nähe gibt, dürfte sich die Abweisung der unzähligen Lkws mehr als schwierig gestalten. Wie will man zum Beispiel die Lkws bereits 100 km vor der Zufahrt zur B 170 herauspicken? Das alles funktioniert in der Praxis so gut wie nicht oder eben nur mit einem immensen Aufwand.

Unabhängig davon gibt es auch die zweite Idee der Web-Cam-Installation. Herr Hamburger sagte schon, dass nicht der Stau das Problem ist. Dann wäre es sicher sinnvoll, so eine Web-Cam-Installation dort vorzunehmen. Aber es ist, wie gesagt, der unaufhörliche Verkehr, der dort entlang rollt und den Leuten den letzten Nerv raubt. Die Schwerlasttransporter sind nach meiner Meinung nicht weniger störend, wenn wir sie in Echtzeit im Internet anschauen können. Haben Sie sich außerdem einmal durchgerechnet, was das kostet? Wer soll das bezahlen?

Eine bessere Idee aus dem PDS-Antrag ist es dann schon, mit den Verbänden und Vereinigungen der Spediteure zu einer freiwilligen Nachtfahrverbotsregelung zu kommen. Da bin ich allerdings gespannt darauf, wie der Diskussionsprozess verlaufen wird und welches Entgegenkommen man von den Spediteuren erfährt.

Die Abfertigungsbeschränkungen sehen wir skeptisch. Damit wird das Problem nur verlagert.

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der PDS! Sie haben es selbst schon festgestellt und auch Herr Hamburger hat es gesagt: Die geniale Gesamtlösung für das Problem haben wir bisher leider alle nicht gefunden. Vielleicht gibt es sie überhaupt nicht. Andererseits stehen wir bei den Anwohnern der Transitstrecke in der Pflicht.

Wir wissen, dass es eine wirkliche Lösung des Problems wahrscheinlich erst in zwei Jahren mit der Fertigstellung der A 17 geben wird. Deshalb, denke ich, müssen wir unsere gesamte Kraft darauf konzentrieren, dass die A 17 schnell fertig gestellt wird und dafür das Geld zur Verfügung steht.

Wir werden zu Punkt 2 in unserem Änderungsantrag kurz noch etwas zum vorliegenden PDS-Antrag sagen. Den Punkt 1 lehnen wir ab.


(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei der CDU)
1. Vizepräsidentin Regina Schulz: Das war der Diskussionsbeitrag der SPD-Fraktion. Ich frage die NPD-Fraktion, ob sie Redebedarf hat. – Herr Delle, bitte.

Alexander Delle, NPD: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Im konkret vorliegenden Fall sprechen wir zwar über die Entlastung der Gemeinden an der B 170, allerdings sehen wir uns allgemein mit der Problematik konfrontiert, künftig von der Blechlawine eines stark anwachsenden Verkehrsaufkommens erdrückt zu werden.

Dies ist ein überaus ernst zu nehmendes Problem, das auf die Dauer nicht allein über Verordnungen und infrastrukturelle Maßnahmen im gewohnten Stile zu lösen sein wird. Hier werden wir über kurz oder lang nicht umhin kommen, die vorherrschende Art des Handelsverständnisses kritisch zu hinterfragen. Dies sollte meines Erachtens besser bald als irgendwann erfolgen.

Der Umstand, dass die an der B 170 liegenden Gemeinden einer tatsächlichen Belastung durch den Schwerlastverkehr im Transit ausgesetzt sind, dürfte zumindest für die Realos in diesem Haus außer Zweifel stehen. Eine Vorahnung dessen, was auf den besagten Streckenabschnitt zukommen wird, lässt sich aus dem Vergleich mit der steigenden Verkehrsbelastung der A 2 auf der Strecke Hamburg-Hannover-Berlin-Frankfurt (Oder)-Polen in den neunziger Jahren ableiten.

Man sollte es bitte vonseiten der in Sachsen alteingesessenen Parteien tunlichst unterlassen, sich wie im vorliegenden Fall überrascht zu zeigen oder sich gar noch etwas darauf einzubilden, dass man einen Missstand entdeckt hätte, den man jetzt beseitigen möchte. Man muss wahrlich keine hellseherischen Fähigkeiten besessen haben, um diesen Missstand vorherzusehen.

Wenn eines von vornherein klar war, so war es der Umstand, dass nach der unseligen EU-Osterweiterung die Anforderungen an die Transitkapazitäten der deutschen Fernstraßen in Ost-West-Richtung drastisch steigen werden. Die abzusehende massive Erweiterung des Güterverkehrs vor allem mit Polen und Tschechien ist eine zwangsläufig insbesondere Deutschland betreffende Begleiterscheinung der Osterweiterung der Europäischen Union, die Sie allesamt gewollt haben, was aber nicht unbedingt auf die Bürger zutrifft.

Es handelt sich hierbei wie bei sehr vielen EU-Projekten um Auswirkungen auf die Nationalstaaten und ihre Bevölkerungen, die ohne Rücksicht auf die Grenzen der Belastbarkeit allein aus dem Interesse der EU heraus in Kauf genommen wurden. Die entsprechenden politischen Entscheidungen wurden über die Köpfe der Menschen hinweg gefällt und waren in den betroffenen Ländern niemals Gegenstand einer angemessenen öffentlichen Diskussion.

Ich möchte bei dieser Gelegenheit nicht versäumen zu erklären, dass die NPD-Fraktion diese Entwicklung sowohl für unvereinbar mit den Interessen des deutschen Volkes


(Zuruf von der SPD)

wie auch für unvereinbar mit dem Demokratieprinzip des Grundgesetzes hält. Wir bestreiten grundsätzlich das Recht der EU, Deutschland Auflagen und Lasten aufzuerlegen, die nicht unter Beachtung des Legitimationskettenprinzips von Artikel 20 des Grundgesetzes vom deutschen Volkssouverän gebilligt worden sind.

Unabhängig davon wird sich die NPD-Fraktion, soweit es um die praktische Bewältigung der durch die EU-Osterweiterung entstehenden Verkehrsprobleme geht, dafür einsetzen, dass die erforderlichen Verkehrskapazitäten zumindest in einer vernünftigen und verantwortbaren Weise eingeplant und nicht durch relativ kurzfristige Straßenprojekte zulasten der Anlieger bereitgestellt werden.

In Sachsen wird zukünftig der Transitverkehr mit Tschechien einen erheblichen Umfang annehmen. Hierzu gehört selbstverständlich auch die im PDS-Antrag angesprochene Verbindung B 170.

Bis man sich in dem soeben von mir angesprochenen Sinne mit dem generellen Problemkomplex beschäftigt, setzen wir uns jedoch auch im speziellen Sinne des vorliegenden Antrages für eine weitgehende Begrenzung des betreffenden Schwerlastverkehrs ein und werden dieser Problemstellung auch künftig unsere Aufmerksamkeit schenken, um zu einem späteren Zeitpunkt eine grundsätzliche Debatte darüber anzustrengen.

Abschließend möchte ich zum vorliegenden Antrag lediglich noch bemerken, dass sich die Antragstellerin, die bekanntermaßen vorgibt, sich besonders für den Lärmschutz einzusetzen, dann auch konsequenterweise für ein komplettes Nachtfahrverbot von 22:00 bis 06:00 Uhr einsetzen sollte.

Vielen Dank.


(Beifall bei der NPD)

1. Vizepräsidentin Regina Schulz: Ich frage die FDP-Fraktion, ob sie noch sprechen möchte. – Herr Morlok, bitte.

Sven Morlok, FDP: Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich möchte kurz auf meinen Vorredner eingehen, denn wir müssen einmal klarstellen, dass die EU-Osterweiterung eigentlich ein Ergebnis der demokratischen Revolution gerade auch hier in Sachsen, in Leipzig ist. Wir begrüßen alle die Ergebnisse dieser demokratischen Revolution auch in den anderen osteuropäischen Ländern, von Polen ausgehend, die überhaupt ermöglicht haben, dass wir heute hier in dieser Runde so diskutieren können. Ich denke, das sollte niemand in Abrede stellen.


(Beifall bei der FDP, der SPD und den GRÜNEN)

Der Ministerpräsident hat in der Regierungserklärung bereits darauf hingewiesen, wie wichtig das Zusammenwachsen der Wirtschaftsregionen auch für die Wirtschaftskraft in Sachsen ist. Wir werden morgen in diesem Hause eine Debatte über die „Industrie in Sachsen auf Wachstumskurs“ führen. Wenn wir uns die Daten im Einzelnen anschauen, dann stellen wir fest, dass dieser Wachstumskurs gerade ein Wachstum aus dem Export ist und nicht aus der Binnennachfrage in Sachsen. Wenn wir, so wie es vielleicht die NPD möchte, auf diesen Export, auf diese Märkte verzichten würden, dann wäre die Situation hier in Sachsen viel, viel dramatischer. Das zur allgemeinen Situation.

Konkret zu dem Antrag der PDS: Auch wir sind der Auffassung, dass die Situation an der B 170 inzwischen ein Niveau erreicht hat, das kaum noch zu ertragen ist. Aber es hilft auch nicht weiter, hier im Landtag die großen Reden zu halten, Anträge zu stellen und den Leuten zu suggerieren, man könne etwas ändern, wo man nachhaltig nichts ändern kann.

In Ihrem Antrag fordern Sie für den Transitverkehr Kontingente. Einem Lkw sehen Sie per se erst einmal nicht an, ob  er im Transit fährt oder regional. Da müssten Sie umfangreiche, wie Sie sagen, Kontrollen installieren, um überhaupt erst einmal herauszufinden, was ist Transitverkehr, was ist Regionalverkehr. Sie wollen ein praktikables Anmelde- und Informationssystem. Wir wissen doch heute, dass in der Industrie, in der Wirtschaft Lkws im Just-in-time-Verkehr fahren, tagesaktuell. Wie soll das funktionieren? Langfristig anmelden: ein halbes Jahr vorher: An dem Tag möchte ich gern das Produkt von A nach B transportieren? Stellen Sie sich bei der PDS so Wirtschaftspolitik, Unternehmertum und wirtschaftliches Handeln vor? Ganz offensichtlich, sonst könnten Sie einen solchen Antrag nicht stellen. Sie schreiben praktikables Anmelde- und Informationssystem. Oder meinen Sie, man gibt irgendwie zwei Tage vorher ein paar Zettel ab und wenn dann die tausend voll sind, dann bleiben die Lkws stehen bis zum nächsten Tag oder fahren woanders lang? Wie haben Sie es eigentlich gedacht? Das zeigt doch, dass Sie hier eine politische Proklamation vorhaben, ohne über Alternativen zu verfügen.

Sie haben das Thema Flut angesprochen nach dem Motto: Da ging es ja auch, also muss es jetzt ja auch wieder gehen! Dabei haben Sie aber übersehen, dass die Straßen nach der Flut unpassierbar waren. Da konnte keiner lang fahren. Jetzt sind sie passierbar, jetzt müssen Sie umfangreiche Kontrollen installieren, um sicherzustellen, dass die Fahrzeuge, die Sie vorher nach einem umfangreichen System selektiert haben, sich auch an die von Ihnen vorgegebenen Regeln halten. So funktioniert Wirtschaftspolitik nicht. So schwächen Sie den Wirtschaftsstandpunkt Sachsen nachhaltig.

Allerdings habe ich auch beim Antrag von CDU und SPD ein bisschen mein Befremden. Das klingt mir so: Wenn ich nicht mehr weiter weiß, gründe ich einen Arbeitskreis. So schaut es doch zuerst einmal aus. Ich habe die leise Befürchtung, dass Sie in dieser von Ihnen vorgeschlagenen Runde noch zwei, vielleicht auch drei Jahre diskutieren werden, dann stellen Sie überrascht fest, dass die A 17 ja jetzt durchgängig befahrbar ist, und dann kommen Sie im Arbeitskreis zu dem Ergebnis, dass sich die Belastung auf ein erträgliches Maß reduziert hat, klopfen sich auf die Schulter und sind zufrieden. Das ist ungefähr das, was Sie hier vorschlagen. Für mich ist das auch kein sachdienlicher Antrag, sondern es ist eher eine Beruhigungspille für die Anwohner. Hier wird versucht, den Bürgerinnen und Bürgern Sand in die Augen zu streuen, zu suggerieren, wir hätten Lösungsmöglichkeiten, wo keine vorhanden sind.

Wir bekennen uns dazu, die Verkehrsinfrastruktur in Sachsen weiter auszubauen. Das haben wird bereits im Wahlkampf deutlich formuliert. Die A 17 ist ein wichtiges Verkehrsprojekt im Rahmen des zusammenwachsenden Europas. Im Rahmen dieser A 17 wird eine deutliche Entlastung eintreten und, so schmerzlich es für die Anwohner in den angesprochenen Gebieten ist, müssen wir sie leider – das gehört auch zur politischen Führung – darauf verweisen, dass kurzfristig eine Entlastung nicht mehr möglich ist. Das ist auch eine Frage der politischen Ehrlichkeit. Wir haben heute schon darüber diskutiert, warum der Wähler uns vielleicht auch in vielen Punkten nicht versteht, nicht mehr unterstützt. Es ist sehr wichtig, Dinge hier klar zu benennen. Wenn etwas nicht geht, dann müssen wir alle in diesem Hause gemeinsam den Mut und auch die Kraft haben, es öffentlich zu erklären, und nicht durch Anträge den Leuten zu suggerieren, es geht etwas. Wenn es dann faktisch doch nicht geht, schafft man nur enttäuschte Bürgerinnen und Bürger.

Vielen Dank.


(Beifall bei der FDP)

1. Vizepräsidentin Regina Schulz: Für die Fraktion der GRÜNEN spricht Herr Abg. Lichdi.

Johannes Lichdi, GRÜNE: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Herr Hamburger, ich stehe mit einer gewissen Sprachlosigkeit vor Ihrem geradezu religiösen Glauben an den Segen von Straßenneubau, der blind ist gegenüber den berechtigten Sorgen der Anwohnerinnen und Anwohner. Herr Morlok, das Gleiche gilt für Sie. Sie haben am Anfang hier Verständnis ..., ich möchte jetzt nicht das böse Wort „geheuchelt“ sagen; mir fällt gerade kein besseres ein. Dann machen Sie eine schöne Rede und am Schluss kommt alles wieder darauf hinaus, wie man es von der FDP ja nicht anders erwarten kann: die Wirtschaft – und leider, leider und dann wird diese Ignoranz sogar noch zu einer Qualität der politischen Führungskraft erklärt. Das finde ich schäbig, Herr Morlok.

Unsere Fraktion wird dem Antrag der PDS zustimmen. Wir erkennen darin den pragmatischen Versuch, den Anwohnerinnen und Anwohnern in der gebotenen Schnelligkeit zu helfen. Dagegen zeigt der Antrag der Koalition keinerlei Fortschritt. Ich bin insbesondere enttäuscht, dass die SPD-Fraktion, die noch im Wahlkampf die B 170 bei Bannewitz öffentlichkeitswirksam blockiert hat, dermaßen einknickt.

Wie ist tatsächlich die Lage? Alle Redner haben bisher gesagt: Ja, ja, die Situation ist schlimmer geworden. Ich möchte die Situation noch einmal schildern. Wir haben eine Steigerung des durchschnittlichen Tagesverkehrs von April bis heute von ungefähr 34 000 Fahrzeugen auf heute 70 000 Fahrzeuge am Tag. Zum Vergleich: Das ist etwas weniger als die Belastung, die im Augenblick die Autobahnbrücke A 4 über die Elbe hat.

Wie sieht es mit den Lkws aus, die das Hauptproblem sind? Wir haben eine Steigerung von über 100 % von April bis November auf im Augenblick ungefähr 3 000 Fahrzeuge. Die Lärmbelastung der Anwohnerinnen und Anwohner ist tagsüber und nachts unerträglich. Frau Kipping hat darauf zu Recht hingewiesen, dass die Anwohner befürchten, dass die Lkw-Flut mit der Eröffnung des weiteren Abschnitts der A 17 am 22. Dezember noch weiter zunehmen wird. Für die Zukunft wird sogar ein Anstieg auf 5 000 Lkw erwartet.

Ich bitte Sie, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, machen Sie sich das einfach einmal klar, bevor Sie mit Ihrer wirtschaftspolitischen Grundsatzüberzeugung über diese Sorgen und Nöte der Anwohnerinnen und Anwohner hinweggehen!


(Beifall bei den GRÜNEN und der PDS)

Der Antrag der Koalition ist unehrlich. Er geht davon aus, dass mit der Fertigstellung der A 17 der Schwerverkehr auf die Autobahn umgelenkt wird. Sie haben schon den Bau der A 17 mit Ihrer angeblichen Entlastungswirkung gerechtfertigt. Mittlerweile haben Vertreter des Wirtschaftsministeriums – ich glaube, es war der hier sehr gut bekannte Dr. Rohde – in öffentlichen Veranstaltungen zugegeben, dass die Autobahn A 17 die B 170 eben nicht vom Schwerverkehr entlasten wird. Der Antrag ist auch deshalb unehrlich, weil die Staatsregierung selbst laufend neue Grenzübergänge für Lkws fordert. Herr Hamburger hat es heute wieder getan. Im Übrigen hat es auch der Herr Ministerpräsident Milbradt bei einer Bürgerversammlung in Ulberndorf getan. Wofür brauchen wir eigentlich neue Grenzübergänge für Lkws, wenn die alle angeblich in Zukunft auf der A 17 fahren werden?

Der Antrag der Koalition ist auch halbherzig, denn er nennt nicht alle Ziele dieser Arbeitsgruppe, die eingesetzt werden soll. Insbesondere vermissen wir das Ziel eines Nachtfahrverbotes für Lkw. Vielleicht ist es Ihnen nicht aufgefallen: Wir vermissen auch die Einbeziehung der Bürgerinitiativen auf deutscher und tschechischer Seite. Daran denken Sie wohl überhaupt nicht mehr?

1. Vizepräsidentin Regina Schulz: Gestatten Sie eine Zwischenfrage?

Johannes Lichdi, GRÜNE: Ja, ich gestatte.

Vizepräsidentin Regina Schulz: Bitte, Herr Morlok.

Sven Morlok, FDP: Im Antrag der PDS ist von einem praktikablen Anmelde- und Informationssystem die Rede. Können Sie das bitte einmal in groben Zügen skizzieren?

Johannes Lichdi, GRÜNE: Herr Kollege Morlok, ich fürchte, dazu ist meine Zeit nicht ausreichend. Mir stehen hier fünf Minuten zur Verfügung.


(Höhnisches Lachen bei der CDU)

Ich darf Sie darauf hinweisen, dass es ähnliche Systeme am Brenner gibt und dass ähnliche Systeme auch bei den Alpen diskutiert werden.

Herr Morlok, hören Sie mir bitte zu – ich glaube, es ist auch üblich, dass man stehen bleibt –; Herr Morlok, vielleicht wissen Sie es nicht, aber es ist auch so, dass wegen der Feinstaubbelastung – Frau Kollegin Kipping hat es angesprochen –, die an manchen Orten an der B 170 zu erwarten sein wird, in Italien, in Österreich richtiggehend Fahrverbote und Fahrverbote für Schwerverkehre angeordnet werden. – Ich weiß nicht, war das jetzt die Antwort?


(Heiterkeit)

1. Vizepräsidentin Regina Schulz: Herr Lichdi, Sie entscheiden selbst, ob das die Antwort war.


(Heiterkeit und Beifall bei der FDP)

Es gibt eine weitere Zwischenfrage von Prof. Porsch.

Johannes Lichdi, GRÜNE: Bitte.

Prof. Dr. Peter Porsch, PDS: Ich sage es gleich, Frau Präsidentin: Es sind drei ganz kleine Fragen – und diesmal wirklich ganz kurz.

Erstens: Es ist Ihnen sicher bekannt, dass es in Österreich ein funktionierendes Nachtfahrverbot gibt.

Zweitens: Ist Ihnen bekannt, dass in Österreich viele Straßen vom Transitverkehr freigehalten werden, indem nur Ziel- und Quellverkehr zugelassen wird? Und das wird kontrolliert.

Drittens: Könnten Sie das bitte den Damen und Herren sagen?


(Heiterkeit und Zurufe)

Johannes Lichdi, GRÜNE: Ich danke Ihnen, Herr Kollege Porsch. Sie haben sicher bessere Kenntnisse über Österreich als ich; vielen Dank.

Ich würde jetzt gern mit Ihrer geschätzten Aufmerksamkeit – das gilt auch für Sie von der FDP-Fraktion – fortfahren. Sie wollen ja gar kein Nachtfahrverbot – angeblich, weil keine Ausweichstrecke zur Verfügung steht. Tatsächlich haben Sie die bestehende Alternative, nämlich die Rollende Landstraße, erfolgreich abgewickelt. Sie haben die Rollende Landstraße – dies gilt für die alte Staatsregierung – immer als Übergangs- und Auslaufmodell behandelt und dafür gesorgt, dass die RoLa kein wirtschaftliches Erfolgsmodell werden kann. Sie waren geradezu stolz, die RoLa zum 1. Mai dieses Jahres endlich einstellen zu können, ja, Sie haben sogar noch mehr getan: Sie haben sofort die Spezialwagen verschrotten lassen, so dass eine Wiedereinrichtung wieder richtig Geld kostet.

Ein Punkt, der im PDS-Antrag fehlt. Offensichtlich fehlen auch die personellen Ressourcen, um die bestehenden Verkehrsregelungen durchzusetzen. Dies gilt vor allem für die Geschwindigkeitsbegrenzungen, die durchaus vorhanden sind, aber gerade im Nachtverkehr eben nicht eingehalten werden.

Es ist im Übrigen festzustellen, dass viele Lkws ohne Winterausrüstung fahren und dann am Steilstück Baukahre vor Altenberg hängen bleiben und stundenlang den Verkehr blockieren. Hier appelliere ich an die Staatsregierung, dass sie dort wenigstens für Abhilfe sorgt, damit wenigstens die bestehenden Verkehrsregelungen tatsächlich eingehalten werden.

Herr Staatsminister Jurk, Sie sind als Verkehrsminister auch für die Gesundheit und die Lebensqualität der Anwohner an der B 170 verantwortlich. Ich bin gespannt, wie Sie Ihre Wahlkampfversprechen einlösen wollen.

Wir werden dem PDS-Antrag zustimmen und sehr genau beobachten, wie schnell und wie erfolgreich die Arbeitsgruppe tatsächlich auch wirksame Maßnahmen vorschlagen wird.

Vielen Dank.


(Beifall bei der PDS und den GRÜNEN)

1. Vizepräsidentin Regina Schulz: Ich schaue zur Regierungsbank. – Bitte, Herr Staatsminister Jurk.

Thomas Jurk, Staatsminister für Wirtschaft und Arbeit: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich wäre sehr froh – gerade auch im Interesse der betroffenen Menschen, der Anwohner an der B 170 –, wenn ich Ihnen heute die Lösung des Problems präsentieren könnte. Das ist nicht so einfach, das kann man eben nicht. Der Redner der FDP hat eben auf die Schwierigkeiten auch im Umgang mit unseren Wählerinnen und Wählern aufmerksam gemacht.

Die Staatsregierung verkennt keinesfalls die mit der Zunahme des Schwerverkehrsaufkommens auf der B 170 verbundene Belastung für die Bürger der anliegenden Gemeinden. Damit komme ich konkret zum PDS-Antrag: Eine Kontingentierung des Lkw-Verkehrs ist jedoch nicht praktikabel. Insbesondere wäre von dieser Entscheidung auch der gesamte regionale Verkehr Sachsens betroffen, da eine gerechte Differenzierung zwischen grenzüberschreitendem und landeseigenem Lkw-Verkehr nicht möglich ist. Derzeit bestehen leider keine Möglichkeiten, auf der B 170 verkehrsbeschränkende Maßnahmen anzuordnen.

Ich will dies kurz begründen. Unverzichtbare Voraussetzungen für die verkehrsrechtliche Anordnung eines Verbotes oder eine Beschränkung für den Lkw-Verkehr auf der Grundlage des § 45 der Straßenverkehrsordnung sind das Vorliegen einer konkreten Gefahrensituation sowie das Vorhandensein einer geeigneten und zumutbaren Umleitungsstrecke. An der B 170 wurden in den letzten Jahren erhebliche Baumaßnahmen zur Verbesserung der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs durchgeführt, so dass im juristischen Sinne eine konkrete Gefahrenlage nicht vorliegt. Ebenso ist eine geeignete Umleitungsstrecke für die B 170 nicht vorhanden und ich weise ausdrücklich darauf hin: Wenn Sie den Verkehr von der B 170 umleiten, dann werden Sie auch wiederum andere Grenzübergänge belasten. Wenn man sich dafür einsetzt, dass mehrere Grenzübergänge für den Lkw-Verkehr geöffnet werden, dann heißt das auch, dass wir eine Zwischenlösung anstreben. Aber eine angemessene Alternativstrecke steht erst mit der Fertigstellung der A 17 zur Verfügung. Man geht bei Schätzungen davon aus, dass der grenzüberschreitende Lkw-Verkehr damit etwa um 75 % von der B 170 entlastet wird.

1. Vizepräsidentin Regina Schulz: Herr Staatsminister, gestatten Sie eine Zwischenfrage?

Thomas Jurk, Staatsminister für Wirtschaft und Arbeit: Ja.

1. Vizepräsidentin Regina Schulz: Herr Lichdi, bitte.

Johannes Lichdi, GRÜNE: Herr Staatsminister, stimmen Sie mir zu, dass eine konkrete Gefahrensituation im Sinne des § 45 Straßenverkehrsordnung dann vorliegt, wenn die zulässigen Grenzwerte – beispielsweise nach der 16. oder nach der 22. Bundes-Immissionsschutzverordnung – überschritten werden? Stimmen Sie mir darin zu oder nicht?

Thomas Jurk, Staatsminister für Wirtschaft und Arbeit: Juristisch haben wir das geprüft und wir können es leider so nicht anerkennen, wie Sie es gerade versucht haben darzustellen.

Die Gemeinden Bannewitz und Altenberg haben bereits im Juni dieses Jahres versucht, eine verkehrsrechtliche Anordnung gerichtlich durchzusetzen. Die Straßenverkehrsbehörde des Landkreises Weißeritzkreis sollte verpflichtet werden, ein Nachtfahrverbot anzuordnen. Aus den von mir bereits dargestellten Gründen wurde dies durch das Verwaltungsgericht Dresden mit Beschluss vom 22.10.2004 abgelehnt. Aus Sicht der Staatsregierung kann aus dem Vorschlag, an Stau- und Gefahrenschwerpunkten bzw. an zentralen Kreuzungen in Gemeinden an der E 55, also der Europastraße B 170, Webcams zu installieren und die Bilder im Internet aktuell in Echtzeit zu präsentieren, kein nennenswerter Nutzen abgeleitet werden.

1. Vizepräsidentin Regina Schulz: Herr Staatsminister, es gibt wieder eine Zwischenfrage.

Thomas Jurk, Staatsminister für Wirtschaft und Arbeit: Bitte schön.

Katja Kipping, PDS: Herr Staatsminister, weil Sie die juristische Prüfung gerade angesprochen haben: Ab dem 1.1.2005 tritt ja nun noch die neue EU-Richtlinie für Feinstaub mit neuen Grenzwerten in Kraft. Haben Sie denn da schon von Ihrem Haus aus geprüft, ob ab 1.1.2005 die Grenzwerte entlang der B 170 die neuen Grenzwerte übersteigen? Sehen Sie da nicht juristischen Handlungsbedarf?

Thomas Jurk, Staatsminister für Wirtschaft und Arbeit: Frau Kipping, selbstverständlich werde ich Wert darauf legen, dass die EU-Richtlinien eingehalten werden. Dazu muss man das entsprechend messen und dann kann man prüfen, ob die Grenzwerte eingehalten werden oder nicht. – Ich kann mich dazu gern noch einmal erkundigen, aber es gibt sicherlich entsprechende Messungen, über die man Sie, wenn das Ergebnis vorliegt, informieren kann.

Ich komme weiter zu den Fragen der Information über die Befahrbarkeit der B 170. Dem Nutzer der B 170 stehen bereits vielfältige Möglichkeiten über das Radio und das Internet zur Verfügung. Insoweit kann sich jeder bei Interesse über das aktuelle Verkehrsgeschehen auf der B 170 informieren.

Weiterhin stehen der sicherheitstechnischen Überwachung öffentlicher Plätze auch datenschutzrechtliche Belange entgegen, auf die ich hinweisen möchte. Auch die Verhängung eines Nachtfahrverbotes in der Zeit von 00:00 Uhr bis 05:00 Uhr ist aus den von mir bereits vorgetragenen Gründen nicht möglich. Zudem würde sich der Schwerverkehr von durchschnittlich 2 400 Fahrzeugen in 24 Stunden noch stärker auf die beschränkungsfreien Zeiten konzentrieren. – Kollege Hamburger hat ausdrücklich darauf hingewiesen, dass wir nicht das Problem der Stoßzeiten haben, sondern dass der Verkehr kontinuierlich rollt. Das hieße im Übrigen, wenn ich das Nachverkehrsverbot durchsetze, dass ich dann Spitzen bekommen werde, unter anderem im morgendlichen Verkehr, und das, glaube ich, wäre noch eine größere Belastung.

Der Grenzübergang Altenberg/Cinovec ist derzeit aufgrund seiner geografischen Lage der mit Abstand wichtigste Übergang zwischen Sachsen und Tschechien. Die B 170 – ich habe darauf hingewiesen – ist Bestandteil der Europastraße E 55. Diese Funktion und das völkerrechtlich verbindliche Deutsch-Tschechische Abkommen vom 18. November 1996 lassen eine zeitliche oder mengenmäßige Einschränkung nicht zu. Eine Abfertigungsbeschränkung bzw. eine Kontingentierung des grenzüberschreitenden Verkehrs scheidet somit aus rechtlichen und praktischen Erwägungen aus.

Nun bin ich ein Mensch, der nicht nur fragt, was nicht geht, sondern der danach fragt, was geht; deshalb werden wir einige Maßnahmen im nächsten Jahr vorsehen, die zur Erhöhung der Verkehrssicherheit beitragen sollen. Insbesondere ist in Ortslagen der Bau von drei verkehrsabhängigen lichtsignalgesteuerten Fußgängerüberwegen geplant. Vorgesehen sind diese in Schmiedeberg, Rabenau sowie Bannewitz. Die Realisierung erfolgt im Frühjahr 2005. Die Zustimmung durch das Bundesministerium für Verkehr, Bauen und Wohnen ist bereits mit Schreiben vom 11.11.2004 erfolgt.

Zusätzlich sind im Jahre 2005 umfangreiche Erhaltungsmaßnahmen in Form von Deckenerneuerung entlang der B 170 geplant. Weitere Maßnahmen zur Steigerung der Sicherheit für Fußgänger und Radfahrer sind ebenfalls für 2005 vorgesehen. Ich denke dabei insbesondere an den Bau eines Radweges im Abschnitt Obercarsdorf bis südlich Dippoldiswalde. Die Finanzierung ist über das Radwegebundesprogramm gesichert.

Am 1.9.2004 gab es eine gemeinsame Verkehrsschau von Wirtschaftsministerium, Innenministerium, RP Dresden, Landratsamt, Straßenbauamt und Polizei mit einer Befahrung. Die Ergebnisse dürften auch Herrn Lichdi in gewisser Hinsicht zufrieden stellen, weil es weitere gemeinsame Verkehrskontrollen geben soll, in deren Vordergrund die Benutzung von Winterreifen stehen dürfte. Außerdem hat man sich auf die Entschärfung weiterer Unfallhäufigkeitsstellen verständigt.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Mein Haus ist für alle praktikablen Vorschläge offen. Unabhängig davon bedarf es mit Sicherheit einer grenzüberschreitenden Gesamtkonzeption für den Schwerlastverkehr. Mir wäre es sehr lieb – das will ich in einem Land, in dem es sehr viele Standorte des Waggonbaus und des Schienenfahrzeugbaus gibt, ausdrücklich sagen –, wenn es uns politisch gelingen würde, mehr Güter von den Straßen auf die Schienen zu bekommen. Ich glaube, erst dann kann man das Problem richtig in den Griff bekommen.

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.


(Beifall bei der SPD, der CDU und der FDP)

1. Vizepräsidentin Regina Schulz: Ich frage, ob es zur Drucksache 4/0062 weiteren Redebedarf gibt? – Das ist nicht der Fall.

Dann bitte ich die PDS-Fraktion, das Schlusswort zu halten. Frau Abg. Kipping.

Katja Kipping, PDS: Verehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Herr Hamburger, ich glaube, Sie unterschätzen die neue EU-Richtlinie für Feinstaub, wenn Sie sagen, es gebe nichts Neues. Wir haben damit eine neue Grundlage für eine Klage; diese ist bereits in Arbeit. Falls wir der neuen Richtlinie widersprechen bzw. gegen sie verstoßen, kommen saftige Vertragsstrafen auf uns zu. Die verkehrseinschränkenden Maßnahmen, die in Bezug darauf von den einzelnen Behörden vorgeschlagen werden, haben sich gewaschen. Sie werden sich noch nach den eher zahmen Vorschlägen der PDS sehnen, wenn wir das Problem erst einmal auf dem Tisch haben.

Bei allem Respekt, Herr Hamburger – es ist ein bisschen verkehrte Welt, wenn Sie mir vorwerfen, dass sich nichts getan hat und dass es in puncto B 170 nichts Neues gibt.


(Beifall bei der PDS)

Es war Ihre Fraktion, die jahrelang den zuständigen Staatsminister gestellt hat! Es war vor allen Dingen Ihre Fraktion, die sich gegen die PDS-Initiative, die Rollende Landstraße zu verlängern, gewehrt hat. Heute reden Sie von der Rollenden Landstraße, die von Hamburg bis nach Budapest verlaufen solle. Wer hat denn schon vor vielen Jahren, zu Beginn der alten Legislaturperiode, einen entsprechenden Antrag eingebracht? Die PDS-Fraktion! Wer hat diesen Antrag abgelehnt? Die CDU-Fraktion! Das will ich nicht gegenseitig aufrechnen; aber es ist nicht hinnehmbar, wenn einem Dinge vorgeworfen werden, die nicht der Realität entsprechen.

Frau Raatz, keine Angst! Wir haben uns nicht von der Rollenden Landstraße verabschiedet. Aber man muss noch ein paar Sachen für Änderungsanträge übrig lassen, die Sie dann mit Ihrem Koalitionspartner aushandeln können.

Herr Morlok, Sie haben nach dem praktikablen Anmeldesystem gefragt. Wenn man sich mit Leuten von Toll Collect unterhält, wird eines sehr deutlich – –


(Heiterkeit bei der FDP)

– Dass nicht jedes Unternehmen so perfekt ist, darüber brauchen wir uns nicht zu unterhalten.

Es steht fest, dass im Zuge des Mautsystems neue Bordeinheiten eingebaut werden, mit denen solche Sachen sehr leicht möglich wären. Wir können uns Fachleute aus Österreich, wo es recht unbürokratisch und unproblematisch abläuft, in den Ausschuss einladen. Mir ist nicht bekannt, dass aufgrund des Nachtfahrverbots und anderer Einschränkungen in Österreich die dortige Wirtschaft am Boden liegt.

Herr Morlok, Sie haben große Skepsis gegenüber dem Arbeitskreis geäußert. Ich kann eine grundsätzliche Skepsis gegenüber Arbeitskreisen verstehen. Wenn man aber dieses Thema nicht nur mit Reden im Landtag bearbeitet hat; wenn man vor Ort war und mit den Leuten in der Kommune und von der Regierung gesprochen hat; wenn man immer wieder versucht hat, Lösungsansätze voranzubringen, dann muss man feststellen: Ein Grundproblem in Bezug auf diese Frage ist die zum Teil sehr komplexe Zuständigkeitslage. Das, was an einer Stelle besprochen wird, wird an anderer Stelle wieder konterkariert. Deswegen ist ein Arbeitskreis zu diesem Punkt eine gute Sache; denn alle sitzen an einem Tisch, sind gezwungen, sich zu einigen, und stehen unter größerem Erfolgsdruck.

1. Vizepräsidentin Regina Schulz: Frau Kipping, gestatten Sie eine Zwischenfrage?

Katja Kipping, PDS: Aber bitte!

Sven Morlok, FDP: Frau Kipping, Sie haben das System Toll Collect angesprochen. Glauben Sie angesichts der Erfahrungen mit Toll Collect, dass das System vor Fertigstellung der A 17 betriebsfähig wäre?


(Heiterkeit bei der FDP)

Katja Kipping, PDS: Für diese Frage bin ich die falsche Adresse; sie müsste an die Bundesregierung weitergeleitet werden. Dass wir immer für ordentliche Kontrolle sind, wenn Großaufträge vergeben werden, steht wohl außer Frage. Normalerweise ist es die FDP, die uns angreift, wenn wir große Unternehmen, die Gelder aus öffentlichen Mitteln bekommen, stärker kontrollieren wollen.


(Holger Zastrow, FDP: Was?)

Meine Damen und Herren! Trotz aller Kontroversen in der Debatte nehme ich mit Freude zur Kenntnis, dass der PDS-Antrag eine katalysierende Wirkung auf die Regierungskoalition hatte. Zumindest wird die Bildung eines Arbeitskreises angeregt. Dieser steht allerdings in der Bringpflicht.

Ich bedauere es, dass die wirklich Erfolg versprechenden Maßnahmen, Maßnahmen, die eine zeitnahe Lösung versprechen, zum Beispiel ein Nachtfahrverbot, leider an den Bremsklötzen innerhalb der CDU scheitern.


(Beifall bei der PDS)

1. Vizepräsidentin Regina Schulz: Meine Damen und Herren! Wir kommen wir Abstimmung über die Drucksache 4/0062. Ich schlage Ihnen vor, über die Punkte I und II getrennt abzustimmen, weil es zu Punkt II einen Änderungsantrag gibt. Sind Sie damit einverstanden? – Das ist der Fall.

Dann frage ich Sie: Wer kann Punkt I der Drucksache 4/0062, Antrag der PDS-Fraktion, zustimmen? Ich bitte um das Handzeichen. – Gibt es Gegenstimmen? – Gibt es Stimmenthaltungen? – Bei Dafürstimmen ist Punkt I dennoch mehrheitlich abgelehnt worden.

Ich bitte die Fraktionen von CDU und SPD um die Einbringung ihres Änderungsantrags. Herr Abg. Hamburger.

Georg Hamburger, CDU: Frau Präsidentin, ich erlaube mir die Einbringung von hier aus vorzunehmen. Über die wesentlichen Inhalte und Intentionen des Änderungsantrags habe ich in meinem Debattenbeitrag gesprochen. Wenn ich die Ergänzung von Frau Kollegin Dr. Raatz zu Punkt III hinzunehme, dann ist in der gebotenen Kürze alles zum Änderungsantrag gesagt.

Ich möchte die Drucksache 4/0325 hiermit förmlich einbringen.

1. Vizepräsidentin Regina Schulz: Ich danke Ihnen. – Frau Kipping, bitte.

Katja Kipping, PDS: Ich möchte in aller gebotenen Kürze zum Änderungsantrag Stellung beziehen. Ich habe bereits gesagt: Das ist besser als gar nichts. Neben dem lyrischen Unterschied, dass die einen von einem Arbeitskreis bzw. einer Arbeitsgruppe und die anderen von einem ressortübergreifenden Stab sprechen, gibt es einen inhaltlichen Unterschied: Die PDS-Fraktion will mit ihrem Antrag die Bürgerinitiativen einbeziehen. Das halten wir für den weitergehenden Punkt. Wir werden deswegen nicht gegen Ihren Antrag stimmen. Da wir aber meinen, dass die Einbeziehung der Bürgerinitiativen wichtig ist, können wir uns zu diesem Punkt nur der Stimme enthalten.

1. Vizepräsidentin Regina Schulz: Gibt es weiteren Redebedarf? – Das ist nicht der Fall.

Dann kommen wir zur Abstimmung über die Drucksache 4/0325, Änderungsantrag der CDU-Fraktion und der SPD-Fraktion. Ich frage nach den Dafürstimmen. – Gibt es Gegenstimmen? – Das ist nicht der Fall. Gibt es Stimmenthaltungen? – Bei einer reichlichen Anzahl von Stimmenthaltungen und einer überwiegenden Mehrheit von Dafürstimmen ist dieser Änderungsantrag angenommen worden.

Damit ist Punkt II der Drucksache 4/0062 ersetzt.

Wir können diesen Tagesordnungspunkt abschließen.

